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ÖVP Klubobmann
Reinhold Lopatka
will Sozialleistungen

für Flüchtlinge kürzen.
Dadurch würde ein

Flüchtlingsproletariat
entstehen, befürchtet

Martin Schenk.
INTERVIEW:GüntherOswald

zen erhöhen – auf 25 oder 33 Pro-
zent der Mindestsicherung. Diese
Idee gab es schon 2010, das Fi-
nanzministerium hat das damals
abgelehnt. Man könnte auch die
Eingliederungsbeihilfe ausweiten
– also Betrieben eine Unterstüt-
zung gewähren, damit sie Leute
anstellen. Auch wenn wir auf Mit-
nahmeeffekte achten müssen, das
würde wirken.

STANDARD: Zu wenig?
Lopatka: Ich finde schon.Wir müs-
sen eines sehen: Je-
nen, die durch ihre
Steuerleistung unser
dichtes Sozialnetz fi-
nanzieren, reicht es
irgendwann. 2009,
bei der Einführung,
hatten wir 170.000
Mindestsicherungs-
bezieher, jetzt haben
wir allein in Wien
mehr. Und heuer
werden noch einmal
40.000 Flüchtlinge
dazukommen. Die
Lage hat sich also
dramatisch ver-
schärft. 30 Prozent
der Afghanen, die zu
uns kommen, haben
nicht einmal ei-
nen Grundschulab-
schluss. Die werden
in unserer hochtech-
nologisiertenWelt in
den nächsten Jahren
nicht den Einstieg in den Arbeits-
markt schaffen. Im Gegensatz zu
Deutschland habenwir auch keine
Budgetüberschüsse, daher stellt
sich die Frage der Finanzierbarkeit
unseres Sozialsystems. Da ist es
mir lieber, rechtzeitig einzuschlei-
fen als dann brutale Kahlschläge
machen zu müssen.

STANDARD: Aber eine Deckelung
trifft natürlich auch heimische Fa-
milien. Normalerweise behauptet
die ÖVP immer, die Familien seien
ein Kernthema für sie.
Lopatka:Absolut, dafür gibt es aber
die Familienleistungen. Außer-
dem gibt es längst in anderen
Bereichen eine Deckelung: Beim
Arbeitslosengeld oder auch bei
Pensionisten.

STANDARD:Würden Sie sagen, dass
generell der Arbeitswille fehlt?
Lopatka: Nein, mir wird aber aus
demAMSberichtet, dass es vor al-
lem in Wien leicht ist, in der Min-
destsicherung zu bleiben und Jobs
nicht anzunehmen.
Schenk: Das Verhältnis zwischen
Stadt und Umland ist bei anderen
Städten ähnlich: zwischen drei zu
eins und sieben zu eins. Für höhe-

„Die Lage hat sich dramatisch verschärft“

STANDARD: Sie verdienen als Klub-
obmannknapp14.800Euro imMo-
nat. Könnten Sie mit Familie auch
von 1500 Euro leben? Das stellen
Sie sich als Obergrenze bei der
Mindestsicherung vor.
Lopatka: Erstens hätte ich dazu die
Kinderbeihilfe, die Sie verschwei-
gen. Zweitens ist Ihr Vergleich un-
fair. Mein Gehalt ist ein Brutto-
betrag, von dem Klub- und Partei-
beiträge abgezogen werden – und
weniger als 50 Prozent bleiben,
währenddieMindestsicherungein
Nettobetrag ist und eine Reihe von
Gebührenbefreiungen impliziert.

STANDARD: Stimmt schon, aber die
Frage war, ob Sie mit Familie von
1500 Euro leben könnten.
Lopatka:Wenn es sein muss, wird
man damit auskommen. Mein
Punkt ist: Gibt es Anreize, dass
man aus der Mindestsicherung
rausmöchte? Oder sagt man: Es
geht auch in dem System. Der
Rechnungshof hat eine Reihe von
Fällen aufgezeigt, wo bei der Min-
destsicherung mehr als 4000 Euro
herausgekommen sind. Das ver-
steht niemand, der einen Kollek-
tivvertrag von unter 1500 Euro hat
– und das sind große Gruppen.
Schenk: In diesem Bericht ist nicht
alles richtig. Und er ist nicht reprä-
sentativ. Das fiktive Familienbei-
spiel würde in Salzburg, Tirol und
Vorarlberg vier Fälle betreffen, die
4000 Euro bekommen – und nicht
alles aus derMindestsicherung.Da
geht es um Behinderung eines El-
ternteils und Kindeswohl.
Lopatka:Wir haben allein in Ober-
österreichhunderteFälle,diemehr
als 2000 Euro Mindestsicherung
bekommen. Da muss ein Arbeit-
nehmer3200bruttoverdienen,um
netto gleich viel zu haben.

STANDARD: Was spricht aus Ihrer
Sicht gegen eine Deckelung?
Schenk: Dass die wenigsten Eltern
die volle Mindest-
sicherung beziehen.
Icherzähle Ihnenein
Beispiel aus der So-
zialberatung. Nen-
nen wir sie Judith.
Diese Frau hat drei
Kinder, arbeitet Teil-
zeit als Restaurateu-
rin und bekommt,
weil sie sonst nicht
über die Runden
kommt, einen Auf-
stockerbeitrag aus
der Mindestsiche-
rung. Eines ihrer
Kinder ist krank und
braucht Diätnah-
rungsmittel. Wenn
man Judith die Un-
terstützung auf 1500
Euro runterkürzt,
kann sie sich die
Nahrungsmittel für
das Kind nicht mehr
leisten. Und das ist
kein Einzelfall. Fast 70 Prozent der
Mindestsicherungsbezieher sind
solcheAufstocker, die ein Einkom-
men aus einer Erwerbstätigkeit ha-
ben, Unterhalt, Arbeitslosengeld
oder Notstandshilfe beziehen. Sie
verbreiten also ein altes Bild der
Sozialhilfe aus den 80ern, dass das
alles Alkoholiker, Spielsüchtige
und Haftentlassene sind.
Lopatka: Das ist einfach falsch. Ich
habe inmeinemHeimatort, inPen-
zendorf, einen tschetschenischen
Flüchtling, der fünf Kinder hat,
seit zehn Jahren bei uns ist, noch

nie gearbeitet hat, immer Sozial-
leistungen bezogen hat, und – wie
es aussieht – immer in der Min-
destsicherung bleiben wird.
Schenk: Ich spreche von der Empi-
rie, nicht von Anekdoten.
Lopatka: Das ist doch keine Anek-
dote. Das ist das reale Leben.
Schenk: Real haben wir heute eine
ganz andere Situation als in den
80ern. Damals gab es in der Sozial-
hilfe viele Dauerempfänger: Leute
mit starken Einschränkungen, die
kaumausder Sozialhilfe herausge-
kommen sind. Seither hat sich das
starkverändert.Heutegibt es inder
Mindestsicherung vieleMüttermit
Kindern, viele Alleinerziehende,
Pflegebedürftige, viele Behinderte,
Leute, die prekär beschäftigt sind.
Lopatka: Und immer mehr Flücht-
linge. Die haben einfach das Pech,
dass sie den Einstieg in den Ar-
beitsmarkt nicht schaffen. Oder
wollen Sie das bestreiten?
Schenk:Eswerdenmehr.Wir rech-
nen heuer mit 30.000 bis 40.000
Flüchtlingen in derMindestsiche-
rung – je nachdem,wie schnell die
Verfahren abgewickelt werden.
Die Deckelung würde aber alle
treffen.Außerdemwissenwir: Ent-

gegen der Lohnab-
standstheorie kom-
men Leute mit Kin-
dern wesentlich
schneller aus der
Mindestsicherung
heraus als Allein-
stehende. Insgesamt
beträgt die durch-
schnittliche Bezugs-
dauer sechsbis neun
Monate. Das Bild,
dass es sich die Leu-
te in der Mindest-
sicherung bequem
machen, stimmt so
einfach nicht. 20
Prozent beziehen sie
sogar kürzer als drei
Monate. Statt über
Deckelungen sollten
wir darüber reden,
wann Menschen
wieder aus der Min-
destsicherung her-
auskommen.Da geht

es um Kinderbetreuung, um ge-
sundheitliche Hilfe und um Jobs,
von denen sie leben können.

STANDARD:Aberwasmachtmanmit
jenen, die nicht Teilzeit arbeiten
und mit vier Kindern jahrelang
2000 Euro Mindestsicherung krie-
gen? Fehlen hier nicht tatsächlich
Anreize, einen Job anzunehmen?
Schenk: Hauptproblem bleibt: Auf
einen Job kommen 15 Bewerber.
Aber es gibt auch für die Mindest-
sicherung gescheite Vorschläge:
Man könnte die Zuverdienstgren-

re Bezieherzahlen in Großstädten
gibt es Gründe: keine Anonymi-
sierung, weniger verwertbare Ei-
gentumswohnungen. Und die So-
zialämter imUmland schicken die
Leute oft in die Städte. Insgesamt
macht die Mindestsicherung 0,7
Prozent des Sozialbudgets aus.
Das wird den Sozialstaat nicht
zusammenbrechen lassen, auch
wenn die Zahl der Bezieher noch
steigt. Verteilungspolitisch reden
wir von den untersten drei Pro-
zent der Bevölkerung.

STANDARD:Oberöster-
reich will die Min-
destsicherung für
Flüchtlinge sogar
halbieren. Wie soll
man von weniger als
400 Euro leben?
Lopatka:Alle Flücht-
linge, die in der
Grundversorgung
sind, müssen schon
jetzt mit einer ähn-
lichen Summe aus-
kommen. Wir müs-
sen Regeln aufstel-
len, damit eine mög-
lichst große Gruppe
in der Grundver-
sorgung bleibt und
nicht indieMindest-
sicherung kommt.
Subsidiär Schutz-
berechtigte sollen ge-
nerell ausdemBund-
Länder-Vertrag zur

Mindestsicherung herausgenom-
men werden.

STANDARD: Befürchten Sie nicht,
dass die Kriminalität steigt, wenn
Leute auf Dauer von weniger als
400 Euro leben müssen?
Lopatka: Um es klar zu sagen: Das
Paradies gibt es nicht auf dieser
Welt. Die Menschen haben ja die
Wohnversorgung. Zehntausende
Flüchtlinge schaffen es auch jetzt,
da durchzukommen, ohne krimi-
nell zu werden.
Schenk: Ich sehe zwei Schwierig-
keiten: Wir werden ein Quartier-
problem bekommen, wenn die
Leute nicht aus der Grundversor-
gung kommen. Und wir schaffen
eine Art Flüchtlingsproletariat,

das keine Perspektive hat und da-
hinverelendet – mit allen gesell-
schaftlichen Kosten. Und in 20
Jahren sagen wir dann: Wir haben
geglaubt, die gehen eh wieder
heim und haben sie deshalb nicht
integriert. Daher: Seien wir prag-
matisch, investieren wir in diese
Leute und unterstützen sie, in den
Arbeitsmarkt zu kommen.

STANDARD: Die ÖVP möchte auch
verstärkt auf Sach- statt Geld-
leistungen setzen. Ist das nicht ein
Widerspruch zur Wahlfreiheit, die
sonst gerne propagiert wird?
Lopatka: Es ist kein Widerspruch.
Zum einen gibt es durch die
Flüchtlinge immer mehr Bezieher
mit vielen Kindern. Da möchte
ich, dass die Unterstützung wirk-
lich bei den Kindern für Schular-
tikel, Lebensmittel etc. ankommt.

STANDARD: Wie stellen Sie sich das
konkret vor? Ich kriege dann 28
Euro für Schulartikel?
Lopatka: Man vergibt Gutscheine
und kann somit das Geld nicht für
andere Dinge ausgeben. Bei Le-
bensmittelgutscheinen würde ex-
plizit geregelt, dass ich keineAlko-
holika kaufen kann.
Schenk: Das geht jetzt schon, und
beiAlkoholkrankenwirddas auch
gemacht, weil es hier um Kinder-
schutz geht. Sachleistungen bei
Wohnen, Bildung, Arbeitsmarkt
sind gut, werden wir zusätzlich
brauchen. Aber: Sie gehen wieder
von einem Bild aus, als müssten
alle 250.000 Bezieher der Min-
destsicherung paternalistisch be-
treut werden und könnten nicht
mit ihrem Geld umgehen. Das Ge-
genteil ist der Fall: Der Großteil
sind Leute wie du und ich, die ge-
zwungen sind,mit jedemknappen
Cent genau zu planen. Die brau-
chen sich nicht von Ihnen ent-
mündigen lassen. Das pauschal zu
machen, halte ich für nicht sach-
gerecht, sondern für populistisch.
Lopatka: Ich halte es für die beste
Form, dass das Geld wirklich zu
100 Prozent dafür verwendet
wird, wofür es vorgesehen ist. Es
stimmt, dass man das alles jetzt
schon kann.Wirwollen statt einer
Kann- eine Mussbestimmung.

Fast 70 Prozent
der Bezieher leben
nicht nur von der
Mindestsicherung,
argumentiert
Martin Schenk von
der Diakonie (re.).
ÖVP-Klubchef
Reinhold Lopatka
kontert mit einem
Fall einer
tschetschenischen
Familie in seiner
Heimatgemeinde,
die seit Jahren von
Sozialleistungen
lebt. „Das ist das
reale Leben.“
Fotos: Cremer

Jenen, die durch
ihre Steuerleistung

unser dichtes
Sozialnetz

finanzieren, reicht es
irgendwann.

„

“
ÖVP-Klubobmann
Reinhold Lopatka

Das wird den
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Reinhold Lopatka (56) ist seit De-
zember 2013 Klubobmann der
ÖVP. Davor war er bereits Staats-
sekretär im Finanz- und Außen-
ministerium sowie im Kanzler-
amt. Der studierte Jurist und
Theologe arbeitete zu Beginn sei-
ner Karriere im Sozialhilfever-
band Hartberg und ist Vater dreier
Söhne.

ZU DEN PERSONEN
Martin Schenk (45) ist Vizedirektor
der Diakonie Österreich. Seine
Arbeitsschwerpunkte sind Sozial-
und Wohlfahrtspolitik. Der Wie-
ner ist auch Mitbegründer der Ar-
mutskonferenz, eines Netzwerks
zahlreicher sozialer Hilfsorgani-
sationen, und Lehrbeauftragter
für den FH-Studiengang Sozial-
arbeit am Campus Wien.
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